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(Nr. 7687.) Allerhöchſter Erlaß vom 16. Mai 1870., betreffend die Verleihung der fiska⸗ 
liſchen Vorrechte an den Grafen Erdmann Pückler auf Schedlau für den 
Bau und die Unterhaltung einer Chauſſee von Schedlau an der Falken⸗ 
berg⸗Löwener Chauſſee, im Kreiſe Falkenberg, Regierungsbezirks Oppeln, 
über die Baſaltſteinbrüche am Mullwitzberge bis Groß⸗Guhrau. 


Nachdem Ich durch Meinen Exlaß vom heutigen Tage den Bau einer Chauſſee 
von Schedlau an der Falkenberg⸗Löwener Chauſſee, im Kreiſe Falkenberg, Re⸗ 
gierungsbezirks Oppeln, über die Baſaltſteinbrüche am Mullwitzberge bis Groß⸗ 
Guhrau genehmigt habe, verleihe Ich hierdurch dem Unternehmer, Landesälteſten 
Grafen Erdmann Pückler auf Schedlau, das Expropriationsrecht für die zu 
dieſer Chauſſee erforderlichen Grundſtücke, imgleichen das Recht zur Entnahme 
der Chauſſeebau⸗ und Unterhaltungs⸗ Materialien, nach Maaßgabe der für die 
Staats⸗Chauſſeen beſtehenden Vorſchriften, in Bezug auf dieſe Straße. Zu⸗ 
gleich will Ich dem Grafen Pückler gegen Uebernahme der künftigen chauſſee⸗ 
mabigen Unterhaltung der Straße das Recht zur Erhebung des Chauſſeegeldes 
nach den Beſtimmungen des für die Staats⸗Chauſſeen jedesmal geltenden Chauffee- 
e einſchließlich der in demſelben enthaltenen Beſtimmungen über die 
efreiungen, ſowie der ſonſtigen die Erhebung betreffenden zuſätzlichen Vorſchriften, 
wie dieſe Beſtimmungen auf den Staats-Chauffeen von Ihnen angewandt werden, 
hierdurch verleihen. Auch ſollen die dem Chauſſeegeld⸗Tarife vom 29. Februar 
1840. angehängten Beſtimmungen wegen der Chauſſeepolizei⸗Vergehen auf die 
gedachte Straße zur Anwendung kommen. 
Der gegenwärtige Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. i 
Berlin, den 16. Mai 1870. 


Wilhelm. 
Gr. v. Itzenplitz. Camphauſen. 
An den Minifter für Handel, Gewerbe und öffentliche 


Arbeiten und den Finanzminiſter. 
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(Nr. 7688.) Statut für. den Deichverband des Großen Marienburger Werders. Vom = 
23. Mai 1870. 5 


Wir Wilhelm 2 von Gottes. Gnaden Konig von Preußen x. 


Nachdem ſich bei der Reviſion der bisherigen Deichverfaſſungen die Noth⸗ 
wendigkeit herausgeſtellt hat, die Grundſtücke zwiſchen der Weichſel und Nogat 
Behufs der gemeinſamen Normaliſirung und Unterhaltung der Strom- und 
Staudeiche zu einem Deichverbande zu vereinigen, und nachdem die geſetzlich vor- 
geſchriebene Anhörung der Betheiligten erfolgt iſt, genehmigen Wir hierdurch, 
auf Grund des Geſetzes über das Deichweſen vom 28. Januar 1848. $$. 11. 
und 15. (Geſetz-Samml. 1848. S. 54.), die Bildung eines neuen Deichverbandes 
unter der Benennung 


„Deichverband des Großen Marienburger Werders“ 
und ertheilen demſelben nachſtehendes Statut. . 


8 
Es werden ſämmtliche Grundbeſitzer der Weichjel-Nogat-Niederung, ſoweit 
ihre Ländereien von dem Weichſeldeich (vom ſogenannten Kommunikationsdeich 
bei Montauerſpitze ab bis in die Gegend des Kruges zum neuen Licht in der 
Ortſchaft Hinterthor an der Elbinger Weichſel), dem Freiheitswall, dem links⸗ 
ſeitigen Tiegewall (bis Tiegenhof), dem rechtsſeitigen Tiegewall (von Tiegenhof 
bis zum Müllerlandskanal), dem Müllerlandskanaldamm, den Dämmen am 
Stobbendorfer Bruch und dem Haff (bis Jungfer), dem neu zu erbauenden 
Damm von Jungfer bis zum Koll, dem Werderſchen Hauptdamm (an der Ein⸗ 
lage) und dem Nogatdeich (von Halbſtadt bis zum Kommunikationsdeich) um⸗ 
ſchloſſen werden, zu einem Deichverbande vereinigt. 5 
Der Verband bildet eine Korporation und hat ſeinen Gerichtsſtand bei 
dem Kreisgerichte in Marienburg. 
§. 2. 


Dem Deichverbande liegt es ob, die im F. 1. gedachten Deiche, ferner den 
linksſeitigen Jungferſchen und den Fürſtenauer Lackenwall bis zum Werderdamm, 


ſowie den Werderdamm und den Schleuſendamm und zwar: 


1) mn 0 auf einen Waſſerſtand von 34 Fuß des Dirſchauer 
egels, 

2) ise u auf einen Waſſerſtand von 32 Fuß des Marienburger 
egels, 

beide auf 15 Fuß Kronenbreite mit waſſerſeitig 3-, landſeitig 2füßigen 

are und 10 Fuß unter der Dammkrone liegenden 16 Fuß breiten 
ankets, 


3) die neu zu erbauende Deichſtrecke vom Koll bis Jungfer auf 24 bis 
25 Fuß Höhe über den Nullpunkt des Seepegels zu Neufahrwaſſer, 
Fuß Kronenbreite mit landſeitig 2füßigen, waſſerſeitig 3 füßigen 
Böſchungen, | 

4) die 


4) die Haff⸗ und fonftigen Staudeiche einſchließlich der Tiegewälle je nach 
ihrer Lage auf 18 bis 20 Fuß Höhe über den Nullpunkt des Seepegels 
zu Neufahrwaſſer, 6 bis 8 Fuß Kronenbreite, 13 bis 2 füßigen landſeitigen 
und 13 bis 3 füßigen waſſerſeitigen Böſchungen, die Ueberfälle in den 
Oeichen in verhältnißmäßig ſchwächerem Profil, 

nach Maaßgabe der Gersdorffſchen Anſchläge vom 30. Januar 1863. (für den 

Deich vom Koll bis Jungfer), vom 25. Mai 1863. (für die Normalifirung des 

Nogatdeiches), vom 24. Dezember 1863. (für die Normaliſirung des Weichſel⸗ 

deiches) und vom 25. März 1864. (für die Normaliſirung der Staudeiche) aus⸗ 

zubauen und zu unterhalten. 

Die Verlegung des Deiches auf einzelnen gefährlichen Punkten, die Ver⸗ 
ſchließung alter, Eröffnung neuer, Verlegung reſp. Vergrößerung oder Beſchrän⸗ 
kung vorhandener Ueberfälle können die Staatsverwaltungs⸗Behörden nach An⸗ 
hörung des Deichamtes anordnen, wenn dieſelben zur Sicherung der Niederung 
nothwendig find, oder die Erhaltung des Deiches in der bisherigen Lage unver⸗ 
hältnißmäßige Koſten verurſachen würde. 

Wenn zur Unterhaltung des Deiches Uferdeckungen nothwendig werden, ſo 
hat der Deichverband dieſelben auszuführen. : 

Für das Scharpauſche Gebiet, in welchem die Uferdeckung bisher dem 
Fiskus obgelegen hat, bleibt dem Deichverbande vorbehalten, in Betreff der Ueber⸗ 
nahme dieſer Verpflichtung mit dem Fiskus ſich auseinanderzuſetzen. 


F. 3. 1 ö 
Die Anlegung und Unterhaltung der Binnenverwallungen und der natür⸗ 
lichen und künſtlichen Waſſergänge, Schöpfwerke und ſonſtigen Anſtalten zur 
Abwehr oder zur Abführung des Binnenwaſſers, einſchließlich der in den Haupt⸗ 
deichen liegenden Schiffs- und Entwäſſerungsſchleuſen, bleibt von denjenigen zu 
bewirken, welchen dieſelbe bisher oblag. Die Oberaufſicht über dieſe Anlagen, 
mit Ausnahme der unter fiskaliſcher Verwaltung ſtehenden, liegt dem Deichamte ob. 
Die ſpeziellen Beſtimmungen hierüber werden den einzelnen Entwäſſerungs⸗ 
Statuten vorbehalten, deren Reviſion und Feſtſtellung der Regierung in Danzig 
übertragen wird. Die Regierung iſt zugleich befugt, nach Anhörung der Be⸗ 
theiligten und des Deichamtes zur Unterhaltung der genannten Anſtalten Geld⸗ 
beiträge an Stelle der Naturalleiſtungen einzuführen, wenn letztere erfahrungs⸗ 
mäßig den Zweck nicht erfüllen, und die Schau und die Verwaltung durch 
Regulative zu ordnen. a 


Das Werfen und Schließen der Ueberfälle geſchieht fortan auf Koſten 
des Deichverbandes. Die Regierung beſtimmt das Nähere wegen des Verfahrens 
nach Anhörung des Deichamkes durch Polizeiverordnung. 


§. 5. : 

Quellungswälle und Bruchkolkverwallungen erbaut und unterhält der Ver⸗ 

band, ſobald und ſo lange dieſelben zur Sicherheit des Deiches erforderlich ſind. 
Die Entſcheidung hierüber auf Grund des von dem Deichinſpektor ab⸗ 
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zugebenden Gutachtens ſteht dem Deichamte zu, welches die betheiligten Inter⸗ 

eſſenten jedoch vorher zu hören hat. f ‘ 

Die fernere Unterhaltung der Quellungswälle und Bruchkolkverwallungen 

bleibt den dadurch geſchützten Grundbeſitzern überlaſſen. 
: Das Deichamt beſtimmt die Zeit der Ablaſſung und Anſpannung des 

Quellwaſſers. ee 

§. 6. 

Alle in dem Bezirk des Deichverbandes zur Zeit beſtehenden theilweifen 
oder gänzlichen Befreiungen von ordentlichen oder außerordentlichen Deichlaſten 
fallen mit dem Tage der Gültigkeit dieſes Statuts fort. Den bisher Befreiten 
bleibt es überlaſſen, ſich mit den Verpflichteten wegen ihrer Entſchädigung im 
Vergleichswege auseinanderzuſetzen event. ihre Anſprüche im Rechtswege geltend 
u machen. 

i Die Kompenſation der im Vergleichswege feſtgeſtellten oder der erſtrittenen 
Entſchädigung mit den laufenden Deichbeiträgen ijt unzuläſſig. 

In Folge der Aufhebung der bisher beſtandenen Befreiung von der Deich⸗ 
laſt fallen auch die Vergünſtigungen fort, welche gegen die erwähnte Befreiung 
durch den Vergleich vom 18. November 1743. Seitens der Stadt Marienburg 
der Deichkommune des großen Marienburger Werders eingeräumt worden ſind. 

$. 7. 8 

Die Höhe der gewöhnlichen Deichkaſſenbeiträge wird durch den jährlich 
von dem Deichamte aufzuſtellenden Etat, für welchen nach Vervollſtändigung 
bet e (§. 11.) lediglich das vorliegende Bedürfniß maaßgebend iſt, 
eſtimmt. 

Reichen die etatsmäßigen Deichkaſſenbeiträge zur Erfüllung der Sozietäts⸗ 
zwecke nicht aus, ſo muß das Deichamt über die Einziehung außerordentlicher 
Beiträge beſchließen und deren Höhe beſtimmen. 

Die Beſchlüſſe über die jährlich aufzubringenden Normaliſirungskoſten 
unterliegen der Beſtätigung der Regierung, welche die Höhe derſelben definitiv 
feſtzuſetzen befugt iſt. 

§. 8. 


Die Arbeiten des Verbandes werden in der Regel nicht durch Natural 
leiſtung der Deichgenoſſen, ſondern unter Leitung der Deichbeamten für Geld 
ausgeführt. Wenn jedoch dieſe Arbeiten nach dem Ermeſſen des Technikers für 
„Geld nicht mit der nothwendigen Schleunigkeit oder nur mit erheblich größeren 
Koſten beſchafft werden können, ſo iſt das Deichamt befugt, auch Naturalleiſtungen 
zu dieſen Arbeiten zu verlangen. 


Ye? 

Die erforderlichen Mittel zu den Arbeiten, zur Befoldung der Deichbeamten 
und zur Verzinſung und Tilgung der zum Beſten des Verbandes etwa aufge 
nommenen Schulden haben die Deichgenoſſen nach dem von der Regierung in 
Danzig feſtzuſtellenden Kataſter aufzubringen. Für daſſelbe iſt der für die Grund- 
und Gebäudeſteuer⸗Veranlagung feſtgeſete Reinertrag und Nutzungswerth der 

Grund⸗ 


Grundſtücke und Gebäude maaßgebend, jedoch dergeſtalt, daß der Ertrags⸗ und 
Nutzungswerth der Gebäude nur mit 50 Prozent zur Anrechnung komm. 
Für die zur Grund⸗ und Gebäudeſteuer nicht veranlagten Grundſtücke 
wird der Reinertrag, beziehungsweiſe Nutzungswerth nach den für die Grund⸗ 
und Gebäudeſteuer⸗Veranlagung maaßgebenden Grundſätzen beſonders feſtgeſtellt. 
Die Ortſchaften Roſenort, Blumenort und Laakendorf, desgleichen die nördlich 
des Schleuſendammes gelegenen Grundſtücke von Krebsfelde und das neu ein⸗ 
zudeichende Dreieck, zwiſchen dem Koll⸗Jungferſchen Deiche und der Jungferſchen 


Lake, welche nicht den vollſtändigen Schutz des Deichſyſtems genießen, find num 


mit der Hälfte der vorangegebenen Beiträge heranzuziehen. 

Bei vorkommenden Parzellirungen müſſen die Deichlaſten auf die Trenn⸗ 
ſtücke dergeſtalt vertheilt werden, daß auch die kleinſte Parzelle mindeſtens Einen 
Pfennig jährlich bezahlt, auf parzellirte Güter fallende Naturalleiſtungen ſind, 
falls ſie von den Parzellenbeſitzern nicht gemeinſchaftlich geleiſtet werden, für 
Geld auszuführen und haben die Parzellenbeſitzer die Koſten verhältſ mäßig 
aufzubringen. = 

Die Fortſchreibung reſp. Reviſion dieſes Kataſters erfolgt auf Antrag der 
Betheiligten nach Maaßgabe der Fortſchreibung und Revifion der Grund- und 
Gebäudeſteuer durch das Deichamt. 

In den Fällen, wo ein Grundſtück durch Deichbruch erheblich verſchlechtert, 
oder ein jetzt verſandetes oder verſumpftes Grundſtück erheblich verbeſſert wird, 
iſt eine Reviſton des Kataſters zuläſſig; über etwaige Abänderungen hat das 
Deichamt unter Vorbehalt des Rekurſes an die Regierung zu entſcheiden. 


© 10. 


Die auf Grund des Kataſters auf die einzelnen Mitglieder vertheilten 
laufenden Deichkaſſenbeiträge, ſowie die Beiträge zu dem Reſervefonds werden 
5 a sb Ortsvorſtände an den unten näher beſtimmten Terminen erhoben und 
abgeführt. 

Rückſtändige Beiträge oder Leiſtungen werden in Gemäßheit der geſetzlichen 
Beſtimmungen durch Exekution beigetrieben. 

Die Einzahlung der Beiträge an den Ortserheber erfolgt am 15. Ja⸗ 
nuar, 15. Mai, 15. Juli und 15. September jeden Jahres, die zur Deichkaſſe 
ebenfo am 1. Februar, 1. Juni, 1. Auguſt und 1. Oktober. 


9 


Außer den gewöhnlichen reſp. außerordentlichen Beiträgen iſt ein jährlicher 
Beitrag von mindeſtens einem halben Silbergroſchen pro Thaler des kataſtrirten 
Reinerkrages und Nutzungswerthes zu einem Reſerpefonds aufzubringen welcher 
zur Aushülfe bei Durchbrüchen der Hauptdeiche beftimmt iff. Zu dieſem Fonds 
fließen auch alle extraordinairen Einnahmen, als Baugelderreſte, Pachtgelder, ei⸗ 
gene Zinſen u. ſ. w., bis derſelbe die Höhe von mindeſtens fünfhunderttauſend 
Thalern erreicht hat. Bei dieſer Höhe des Reſervefonds werden die Zinſen 
davon zu den laufenden Bedürfniſſen verwendet. 

(Nr. 7688.) s Das 


ee „„ 

Das Deichamt ijt befugt, die Erhöhung des Reſervefonds über die vor⸗ 
angegebene Summe zu beſchließen. N 

Der Reſervefonds iſt mit guter Sicherheit zinsbar zu belegen. 
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Die Leiſtungen bei Waſſergefahr und Eiswachen werden nach dem Maaß⸗ 
ſtabe des Deichkataſters getragen. Was jede Ortſchaft an Eisgangsmaterialien, 
Geräthſchaften, Geſpannen und Mannſchaften zu geſtellen hat, wird durch eine 
von dem Deichamte anzufertigende Nachweiſung beſtimmt. 

Eine Entſchädigung für dieſe Leiſtungen wird nicht gewährt. Die Ma⸗ 
terialien und Geräthſchaften bleiben Eigenthum der betreffenden Ortſchaften. Die 
im Deichintereſſe verbrauchten Materialien erſetzt die Deichkaſſe. 

Einer jeden Ortſchaft des Verbandes wird von dem Deichamte eine bei 
der Eis⸗ und Waſſerwache zu beauffichtigende und zu bewahrende Dammſtrecke 
an geil: Die Deichbeamten haben jedoch die Befugniß, von der gewöhnlichen 
Eintheilung mit Rückſicht auf etwa eintretende beſondere Verhältniſſe abzuweichen. 

Die Ortſchaften haben für ihr Unterkommen zur Zeit der Eis⸗ und Waſſer⸗ 
wache an den ihnen zur Bewachung übergebenen Dammſtrecken ſelbſt zu ſorgen 
und zu dieſem Behufe die erforderlichen Wachtbuden und Ställe dort zu er⸗ 
richten. 

2 Das Beziehen der Eis⸗ und Waſſerwache ordnet der Deichhauptmann an, 
ſobald der Deichinſpektor ſolches für erforderlich erachtet, beſtimmt auch die 
Stärke der Wachtmannſchaft und die Zahl der beſpannten Wagen. Gleichzeitig 
iſt der Kreis- und Landespolizeibehörde Nachricht vom Beginn der Eiswache zu 
geben. In außergewöhnlichen Fällen iſt der Revier⸗Deichgeſchworene im Einver⸗ 
ſtändniß mit dem Deichinſpektor befugt, die Wachtmannſchaft innerhalb ſeines 
Reviers ſofort an den Deich zu rufen, muß dies aber gleichzeitig dem Deichhaupt⸗ 
mann melden. 

Alle übrigen auf die Eis⸗ und Waſſerwache bezüglichen Verhältniſſe regeln 
ſich nach den §§. 13 — 17. des Normal⸗Deichſtatuts vom 14. November 1853. 
und in subsidio nach der Anweiſung der Regierung in Danzig für die Nie⸗ 
derungsbewohner vom 25. Januar 1830. nebſt Beilagen, deren Reviſion und 
Aenderung nach Anhörung des Deichamtes der Regierung vorbehalten bleibt. 


§. 13. 

Die Verbindlichkeit zur Entrichtung der Deichkaſſenbeiträge und Leiſtun⸗ 
gen ſämmtlicher Damm⸗, Bruch-, Eis⸗ und Waſſerwachtlaſten ruht als Reallaſt 
unablöslich auf den Grundſtücken, ſie iſt den öffentlichen Laſten gleich zu achten 
und hat in Kolliſionsfällen vor denſelben den Vorzug. Die Exekution wegen 
reſtirender Laſten findet auch ſtatt gegen Pächter, Nutznießer oder andere Befiger, 
vorbehaltlich ihres Regreſſes an den eigentlich Verpflichteten. . 


§. 14. 


Das Cigenthum der ſchon beſtehenden Deiche und des vorhandenen Deich⸗ 
gebiets und deren Nutzung, ſoweit letztere den bisherigen Deichgenoſſenſchaften 
i aul 


Re hat, gehen ebenſo wie alle Rechte, welche auf den Quellungs⸗ und 
Vorländereien den bisherigen Deichgenoſſenſchaften zuſtändig geweſen ſind, auf 
den neuen Deichverband über. Insbeſondere wird auf denſelben das Recht des 
freien Erdſtichs im Vor⸗ und Quellungslande, ſoweit dieſes Recht den bisherigen 
Deichgenoſſenſchaften zugeſtanden hat, übertragen. a 

In dem Falle, wenn der alte Damm außerhalb des bisherigen Damm⸗ 
bereichs auf eine neue Stelle verlegt wird, iſt dem Eigenthümer des zu beſchüt⸗ 
tenden Grundes die geſetzliche Entſchädigung in Gemäßheit der $$. 20. bis 23. 
des Normalſtatuts vom 14. November 1853. von dem Deichverbande zu leiſten. 

Ein Gleiches findet ſtatt, wenn bei unaufſchiebbaren Arbeiten Erdſtich im 
Binnenlande außerhalb der Dammquellung beanſprucht wird, doch kann die Höhe 
der Entſchädigung in ſolchem Falle auch nachträglich feſtgeſtellt werden. 


8:18; 0 

Das Deichamt beſteht aus 11 Mitgliedern: 

1) dem Deichhauptmann oder deſſen Stellvertreter als Vorſitzenden; 
2) dem Deichinſpektor 
3) aus 9 Repräſentanten der Deichgenoſſen oder deren Stellvertretern. 

Bei der Wahl des Deichhauptmanns und des Deichinſpektors verſtärkt 
ſich das Deichamt durch Heranziehung der Stellvertreter der Repräſentanten. 
Daſſelbe findet ſtatt bei Beſchlüſſen über folgende Gegenſtände: 

a) Erwerbung und Veräußerung von Grundſtücken, 

b) Kontrahirung neuer Anleihen; 

e) Höhe der jährlich aufzuwendenden Normaliſirungskoſten ) 
d) Anträge auf Abänderungen des Statuts. 


§. 16. 

An der Spitze der Deichverwaltung ſteht der Deichhauptmann. Er wird 
unter Leitung eines von der Regierung ernannten Wahlkommiſſarius von den 
Mitgliedern des Deichamtes (vergl. §. 15.) auf zwölf Jahre gewählt, bedarf 
der Beſtätigung der Regierung und wird durch einen Kommiſſarius derſelben 
vereidigt und eingeführt. Nach Ablauf der zwölfjährigen Amtszeit kann er wieder⸗ 
gewählt werden. Neben dem Deichhauptmann wird alle drei Jahre ein Stell⸗ 
vertreter deſſelben aus der Zahl der Repräſentanten erwählt und von der Re⸗ 
gierung beſtätigt. 

Zum Oeichhauptmann können auch nicht angeſeſſene Perſonen gewählt 
werden, ebenſo kann die Stelle des Deichhauptmanns mit der des Deichinſpektors 
verbunden werden. 

Die Ernennung von der Regierung im Falle des F. 29. Abſatz 2. des 
Normalſtatuts vom 14. November 1853. erfolgt auf höchſtens Ein Jahr. 


§. 17. 


Der Deichinſpektor wird vom Deichamte (vergl. §. 15.) auf zwölf Jahre 
(Nr, 7688.) ge⸗ 


gewählt. Während der Normaliſirungs⸗Bauzeit ſind zu ſeiner Aſſiſtenz nach Be⸗ ® 
dürfniß Deichbaumeiſter zu beſolden. e 
i ? $. 18. ; 

Die Zahl der Repräſentanten, welche mit dem Deichhauptmann und dem 
Deichinſpektor das Deichamt bilden und welche zugleich als Deichgeſchworene 
fungiren, wird auf neun feſtgeſetzt. 

Behufs der Wahl derſelben werden folgende neun Bezirke gebildet. 


A. Reviere an der Weichſel. 


1. Das Montauer Deichrevier: : 
Königliche Forſtländer, Klein⸗Montau, Groß⸗Montau, Bieſterfelde, 
Renkau, Schönwieſerheubuden, Gnogau, Kunzendorf, Altweichſel, 
Lieſſau, Klein⸗Lichtenau, Chauſſeefiskus, Eiſenbahnfiskus. 

II. Das Lichtenauer Deichrevier: i 


Groß- Lichtenau, Damerau, Pelpliner Außendeich, Barendt, Pal⸗ 
ſchau, Pordenau, Parſchau, Trampenau. 


III. Das Neuteicher Deichrevier: 


Stadt Neuteich, Neuteichsdorf, Neuteicherhinterfeld, Mierau, Bröske , 
Prangenau, Neukirch, Schönhorſt, 

IV. Das Baarenhöfer Deichrevier: : 
Schöneberg mit Schöneberger Fähre, Schönſee, Neunhufen, Lade⸗ 
kopp, Tiege, Neu⸗Münſterberg, Mierauerwalde, Vorwerk und Rothe⸗ 


fern Vierzehnhufen, Baarenhof, Bärwalde, Fürſtenwerder, Kanal⸗ 
iskus. : 


V. Das Scharpauſche Deich revier: 
Jankendorf, Kleine Brunau, Groß⸗Brunau, Vogtei, Altebabke, 
Schröderskampe und Polniſche Hufe, Beyershorſt, Neuteicherwalde, 
Schwentenkampe und Kripkerwald, Küchwerder, Scharpau, Suſe⸗ 
wald, Rehwalde, Kalteherberge, Lakenwalde, Tiegenort, Tiegen⸗ 
hagen, Tiegerweide, Reimerswalde, Platenhof, Orloff, Orlofferfelde, 
Siebenhuben, Pietzkendorf. 


B. Reviere an der Nogat. 

VI. Das Schönauer Deichrevier: a 
Wernersdorf, Schönau, Mielenz, Altmünſterberg, Stadtfelde, Dam⸗ 
felde, Vogelſang, Marienburg, Schloß Kaldowe, Rodlofferhuben, 
tut Siemonsdorf, Altenau, Trappenfelde, Fortifikations⸗ 

Skus. 

VII. Das Leſewitzer Deichrevier: ö 
Dorf Kosczelitzke, Vorwerk Kosczelitzke, Tralau, Leske, ou 

pr 
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Dorf Brodfac, Vorwerk Brodſack, Eichwalde, Irrgang, Tragheim, 


Kaminke, Blumſtein, Herrenhagen, Schadwalde, Klein- Leſewitz, 
Groß-Leſewitz, Tannſee. 
VIII. Das Elbinger Deichrevier: 

le Lindenau, Niedau, Marienau, Rückenau, Fürſtenau, 
lein⸗Mausdorf, Groß⸗Mausdorf, Lupushorſt , Krebsfelde, Werder 
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IX. Das Tiegenhöfer Deichrevier: 

Marktflecken Tiegenhof, Schloß und Amtsgrund Tiegenhof, Peters⸗ 

hagen, Petershagenfeld, Pletzendorf, Reinland, Hegewald und Neu⸗ 

ſtädterwald, Goldberg, Fürſtenauerweide, Ober- und Unter-Walldorf, 

Roſenort, Blumenort, Laakendorf , Jungfer, Keitlau und die von 

der Einlage durch den neuen Damm abgezweigten Flächen von 

Neulanghorſt, Neugartenkampe, Jungfer, Keitelau, Klein⸗-Maus⸗ 

dorferweide, Laakendorf. 


Eine Abänderung dieſer Wahlbezirke nach Anhörung des Deichamtes und 
der Regierung wird dem Miniſter für die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten 
vorbehalten. 

Jeder dieſer Bezirke wählt einen Repräſentanten und einen Stellvertreter 
auf ſechs Jahre. Alle drei Jahre ſcheidet die Hälfte der Repräſentanten und 
Stellvertreter aus und wird durch Neuwahl erſetzt. Die das erſte Mal Aus⸗ 
ſcheidenden werden durch das Loos beſtimmt. Die Ausſcheidenden können wieder 
gewählt werden. Wählbar iſt jeder großjährige Deichgenoſſe, welcher den Voll 
beſitz der bürgerlichen Rechte nicht durch rechtskräftiges Urtel verloren hat, nicht 
Unterbeamter des Verbandes iſt und ein Grundſtück , welches für mindeſtens 
Einhundert Thaler Reinertrag / beziehungsweiſe Nutzungswerth beitragspflichtig iſt, 
drei Jahre lang ununterbrochen beſitzt. Die Beſitzzeit von Vater und Sohn wird 
hierbei zuſammengerechnet. 

Die Vertreter der betheiligten fiskaliſchen Behörden und Magiſträte ſind 
len wählbar. Mit dem Aufhören der Wählbarkeit verliert die Wahl ihre 

ültigkeit. 
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Stimmfähig bei der Wahl ift jeder Befiger eines beitragspflichtigen Grund- 
ſtücks, welches für mindeſtens Einhundert Thaler Reinertrag, beziehungsweiſe 
Nutzungswerth beitragspflichtig iſt, wenn der Beſitzer mit ſeinen Oeichkaſſenbeiträgen 
nicht im Rückſtande iſt und den Vollbeſitz der bürgerlichen Rechte nicht durch rechts⸗ 
kräftiges Erkenntniß verloren hat. Beſitzer größerer Grundſtücke haben für jede 
vollen hundert Thaler Reinertrag, beziehungsweiſe Nutzungswerth je Eine Stimme; 
doch kann kein einzelner Beſitzer in demſelben Wahlbezirke mehr als zehn Stimmen 
abgeben. Den kleineren Beſitzern, deren Beſitz zuſammengenommen für Einhundert 
Thaler Reinertrag, beziehungsweise Nutzungswerth beitragspflichtig iſt, bleibt das 
Recht vorbehalten, ſich durch einen, beziehungsweiſe mehrere bevollmächtigte Deich⸗ 

genoſſen bei den Wahlen vertreten zu laſſen. 
Jahrgang 1870. (Nr. 7688.) In 


„ ABA eS 


In jeder Ortſchaft macht nur das innerhalb der Feldmark belegene Beſitz⸗ 2 


thum ſtimmberechtigt. 
§. 20. 

Die Wahlkommiſſarien ernennt das erſte Mal die Regierung, ſpäter der 
Deichhauptmann. Bei dem Wahlverfahren, ſowie in Betreff der Verpflichtung 
zur Annahme unbeſoldeter Stellen, zu denen in dieſer Beziehung auch das Amt 
der Deichgeſchworenen gerechnet wird kommen die Vorſchriften über die Gemeinde. 
wahlen analogiſch zur Anwendung. 


§. 21. : 
Der Stellvertreter nimmt in Krankheits⸗ und Behinderungsfällen des 
Repräſentanten deſſen Stelle ein und tritt für ihn ein, wenn der Repräſentant 
während ſeiner Wahlzeit ſtirbt, den Grundbeſitz in dem Deichverbande aufgiebt, 
oder ſeinen bleibenden Wohnſitz an einem entfernten Orte wählt. 


§. 22. 
Zur Verwaltung der Deichkaſſe wird ein Deichrentmeiſter angeſtellt, außer⸗ 
dem und neben dieſem Beamten ein beſonderer Oeichſekretair. 
Wegen Anſtellung der erforderlichen Unterbeamten entſcheiden die Beſtim⸗ 
mungen des Normalſtatuts vom 14. November 1853. 


: G28) 
Die allgemeinen Beſtimmungen für künftig zu erlaſſende Deichſtatute vom 
93 


14. November 1853. (Geſetz-Sanunl. für 1853. S. 935. ff.) haben für den 


Deichverband Gültigkeit, ſoweit ſie in Vorſtehendem nicht abgeändert ſind. 


§. 24. 


Abänderungen des vorſtehenden Deichſtatuts können nur unter landes⸗ 
herrlicher Genehmigung erfolgen. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſtegel. 


Gegeben Berlin, den 23. Mai 1870. 
(L. S.) Wilhelm. 
Gr. v. Itzenplitz. v. Selchow. Leonhardt. 


* 


(Nr. 7689.) 


RETTEN — 


— 435 — 


(Nr. 7689.) Allerhöchſter Erlaß vom 11. Juni 1870., betreffend die Aufhebung der Ab⸗ 
i gaben⸗Erhebung für die Erhaltung der Schiffbarkeit der Krückau. 


Auf Ihren Bericht vom 8. d. M. genehmige Ich, daß die nach Maaßgabe 
der §§. 7. und 14. des Regulativs für die Erhaltung der Schiffbarkeit der 
1 13. Juli 1854. ſtattfindende Abgaben⸗Erhebung vom 1. Juli d. J. 
ab aufhöre. ö 


Dieſer Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung zu veröffentlichen. 
Berlin, den 11. Juni 1870. 


Wilhelm. 
Gr. v. Itzenplitz. Camphauſen. 


An den Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche 
Arbeiten und den Finanzminiſter. 


(Nr. 7690.) Bekanntmachung, betreffend die Allerhöchſte Genehmigung der unter der Firma: 
„Wilhelmshütte, Aktiengeſellſchaft für Maſchinenbau und Eiſengießerei“, 
mit dem Sitze zu Wilhelmshütte bei Sprottau errichteten Aktiengeſell⸗ 
ſchaft. Vom 13. Juni 1870. 


Des Königs Majeſtät haben mittelſt Allerhöchſten Erlaſſes vom 11. d. M. 
die Errichtung einer Aktiengeſellſchaft unter der Firma: „Wilhelmshütte, Aktien⸗ 
geſellſchaft für Maſchinenbau und Eiſengießerei“, mit dem Sitze zu Wilhelms⸗ 
hütte bei Sprottau, ſowie deren Statut d. d. Berlin den 22.23. und Frank⸗ 
furt a. M. den 28. Mai d. J. zu genehmigen geruht. 

Der Allerhöchſte Erlaß nebſt dem Statute wird durch das Amtsblatt der 
Königlichen Regierung zu Liegnitz bekannt gemacht werden. 


Berlin, den 13. Juni 1870. 


Der Miniſter fuͤr Handel, Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten. 
i Im Auftrage: 
Moſer. 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei 
(R. v. Decker). 


